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Viel einfacher hat der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) über die Verfassungsbeschwerde von ver 
di gegen das Urteil des Bundesarbeitsgerichts von 2012 zum Dritten Weg die Welt auch nicht gerade gemacht Bes· 
tenfalls kann man sagen Es bleibt alles wie gehabt. Denn auf der einen Seite werden die Beschwerden von ver.di 
zurückgewiesen· Das Streikrecht der Gewerkschaft sei durch das BAG Urteil in keiner Weise in Abrede gestellt 
(Rn. 79). Das bedeutet ganz einfach: Ver.d1 kann also durchaus auch in Zukunft in Kirche und Diakonie streiken. 

Auf der anderen Seite aber bleiben die salomonischen Formeln einer Güterabwägung nach dem Grundsatz dei 
praktischen Konkordanz, die das BAG entwickelte, in Geltung. Ihnen gemäß können die Kirchen sehr wohl das 
Streikrecht in K1rche und Diakonie suspendieren, wenn das Verfahren des Dritten Weges eine gleichgewichtige 
Konfliktlösung unter Wahrung der verfassungsmäßigen Rechte der Gewerkschaften gewährleistet (Rn. 22). Ge­
nau so sehen es die Kirche aber zur Zeit. Ver.d1 darf also doch rucht streiken. 

Damit hat das Bundesverfassungsgericht die Grundsätze des BAG noch einmal voll und ganz bestätigt. Die Auto· 
nomie der Kirchen und das Streikrecht der Gewerkschaften smd beides gleichermaßen hochste Rechtsgüter, die 
nicht relativiert werden durfen. Die Genchte konnen sich hier auf keme Seite stellen 

Die Situation ist für beide Seiten von oft - aber auch längst nicht immer - unterschied liehen Werten; vor allem aber 
von tiefsitzenden Erfahrungen geprägt Die Kirchen wollen Im Bereich ihrer sozialen Dienste ein von Vertrauen ge­
prägtes gemeinschaftliches Miteinander realisieren auch wenn dies angesichts der heute praktizierten Manage­
mentmethoden bisweilen romantisch erscheint. Nicht wenige setzen darauf. dass sich auf diese Weise durchaus Ge· 
genwelten zur Total-Ökonom isienmg entwickeln ließen -ja dass ein Dritter Weg eigentlich das uberlegene Verfahren 
gegen massive Interessenkämpfe se1. Dte Streiks bei der Bahn und bei der Lufthansa ltefem Wasser auf diese Mühlen. 

Die Gewerkschaften trauen dem aber nicht weil sie nur zu gut durch 1ahrhundertelange Erfahrung um die uner· 
setzbare Bedeutung von Gegenmacht - mit der Spitze des Streiks - zugunsten der Schwachen m der Gesellschaft 
wissen Gewerkschaften sind tatsachhch Agenturen des sozialen Fnedens durch gerechten Ausgleich. Mil Vor­
stellungen von letztlich patriarchalischen Gemeinschaften in Unternehmen sei genug Schindluder getrieben 
worden. Entsprechend hat das Erfurter Urteil mit der Möglichkeit, Streiks zu unterbinden, lhren massiven Arg­
wohn geweckt. Um 1hres Daseinsgrunds willen können sie solche Ideen nicht tolerieren 

Nun ist d ie Welt zwischenzeitlich nicht stehen geblieben. Seil dem Erfurter Urteil hat es eine Unzahl von Gesprä­
chen zwischen Kirche und ver.di gegeben, in denen abseits formeller Verhandlungen das Terrain sondiert und 
Vertrauen gebildet wurde Dabei zeigte sich immer wieder deutltch, wie nahe sich Klrche und Gewerkschaften 
in sozialpolitischer Hinsicht stehen. Eine Höhepunkt In dieser Hinsicht bildet die neue Denkschrift des Rates der 
EKD zu Arbeit und Gewerkschaften: 5olidaritat und Selbstbestimmung 1m Wandel der Arbe1tswele Nicht nur, 
dass hier Christenmenschen offen zur Mitwirkung m der Gewerkschaft aufgefordert werden. Es wird auch das 
geltende Arbeitskampf· bzw Streikrecht in Deutschland 1m weltlichen Bereich kuchhch vollkommen gebilhgt. 
Es hätte für sozialen Frieden und Ausgleich gesorgt-so der klare Tenor des kirchenoffiziellen Textes. 

Aber es ist auch nicht alles grau Einen Lichtblick gibt es und in ihm keimt Hoffnung: die klrchentanfvertraghchen Re 
gelungen der Diakonie in Niedersachsen. Hienst man offen aufeinanderzugegangen und hat tatsächlich einen neuen 
Weg gefunden, der beide Seiten ihr Gesicht behalten lässt. Der entscheidende Dreh findet sich in der Schlichtungsrege 
lung. Wenn endgültig keine Einigungen mehr klappen sollten, braucht am Ende eine besondere Schlichtung stets 
die Stimmenmehrheit der gewerkschaftlichen Vertreter, um Geltung erlangen zu konnen Das bedeutet, dass 
letztlich gegen die Arbeitnehmerseite nichts durchge­
setzt werden kann und damit ein Streik - obwohl nicht 
verboten-unwahrscheinlich wird. 

Das ist ein Durchbruch! Aber die Skepsis bleibt bei 
vielen außerhalb Niedersachsens noch verstandli­
cherweise groß. Der niedersächsische Weg braucht 
jetzt Zuspruch und Vertrauen. Ob er gelingt, wird die 
Zukunft zeigen. Aber er könnte etwas Entsche iden· 
des leisten: Dienstgemeinschaft innovativ definie· 
ren: nämlich mit den Gewerkschaften zusammen. 
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